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dürfnis na<:h möglichst ergiebiger Ausnützung der kostspieligen Leitungsanl.gen 
führte vor der Ausbreitung der heutigen Telephon-Kabellechnik immer mehr 
und mehr zum Einführen der Vielfach- (Multiplex-) Telegraphie, welche 
das gleichzeitige bzw. das wechselzeitige (ahsatzweise) Befördern mehrerer 
Telegramme auf derselben Leitung ermöglichen (Duplex·, Triplex-, Qua. 
druplexschaltungen usw, von Gintl, Siemens .. Frischer, Precott, Mayer, 
M ercad i er, Dei any usw.) sowie zur Einrichtung gleichzeitigen Betriebes 
von Telegraphie und Telephonie auf gemeinsamer Leitung (Simultanschaltungen, 
Unterlagerungstelegraphie usw.). 

Für die Seekabeltelegraphie, heute meist mit Maschinengebern 
(Wheatstonesender) bedient, traten an Stelle der Heberschreiber (von Gauß, 
Weber, Thomson, 'Lauritzen usw.) leistungsfähigere und weniger empfindliche 
Apparate. Das Benützen von Elektronenröhren spielt ebenso wie das Erhöhen der 
Induktivität der Kabel usw. nicht nur technisch, sondern auch wirtschaftlich 
eine bedeutende Rolle. Die Telegraphiergeschwindigkeit ist heute rund das zehn­
fa<:he gegenüber älleren Anlagen. Die Telegraphierweise mit Wechselstrom (und 
zwar ungefähr von derselben Stärke wie der telephonisehe Sprechstrom sie be­
sitzt) führte unter gleichzeitiger Verwendung verschieden frequenter Wechsel­
ströme (aus Elektronenröhren) zu ergiebigster Ausnützung der Einrichtungen (Ton. 
frequenz-Mehrfach lelegraphie). 

Die Unterlagerungstelegraphie als Gleichstromtelegraph,e, 
welche ein gleichzeitiges Benützen einer Femsprechdoppelleitung sowohl zum 
Telegraphieren als auch zum Fernsprechen gestattet, bzw. die Slromsloßunlerlage­
rungslelegraphie sind hervorragende wirtschaftlich-lechnische Erfolge .im Fern· 
meldewesen, desgleichen die Entwicklung des Bildtelegraphenwesens. 

Tel e g rap hisehe Schreibmaschinen , ' insbesondere die Morkrum-Klein· 
schmidt-Apparate (Springschreibertelegraphen) fanden dank ihrer Zuverlässig. 
keit und Einfa<:hheit im öffentlichen Betrieb (zunächst vor allem der amerikani­
schen Telegraphengesellschaft) fortschreilend Eingang. Auch bei großen Privatbe­
trieben, z, B, in Hote ls, zum übermitteln von Depeschen zwischen einzelnen Stellen 
der Nachrichtenbüros, in Versandhäusern (zur Weiterga.be von Lieferaufträgen 
an die Lagerhäuser) oder für Eisenbahnen (z. B. für die Verbindung der Stellwerke 
im Verkehr untereinander) usf. sind diese Ferndrucker jetzt häufig verwendet. 

Neben zahlreichen Entwicklung.arbeiten auf dem Gebiete der Tel e phon i e 
(im Schwingungsbereich von 300-2400 Hertz) sind jene der Tel e g rap h i e unler 
Heranziehung von S ch n e 11 tele g rap h e n (denen ein Schwingungsbereich von 
nur 100 Perioden genügl) bzw. unter Einbeziehung der Telegraphenleitungen auch 
in das 'kontinentale Kabelnetz für den Fernsprechweitverkehr f inan z i e 11 be­
achtenswert. Statt einer Slundenleistung von rund 50 Telegrammen pro Leitung in 
früherer Zeit mit einfachen Morseschreioorn usw. sind bei der heutigen Entwick­
lung der Telegraphiesysteme stündliche Leistungen von 1000-2000 Telegrammen 
keine Sei tenheit. 

Ober die Notwendigkeit wirtschaftlicher Gestaltung des ko n tin e n tale n 
Telegraphenbetriebes mit Leitungen, über einige leitungstechnische Umge­
stallungen, Apparate- und Schaltungsneuerungen des Tel e g rap he n - und 
Fun k b e tri e b es, über Leistungssteigerungen, Frequenzbandauft.eilungen usw, im 
Funk wes e n, über Kostenvergleiche zwischen diesem und der Drahttelegra­
phie, über Wirlschaft und Technik des Run d fun k s und des D rah tf unk s , 
über neuere Bahnen im Fernsprechwesen, über leitungs- und betriebs· 
technische bzw. wirtschaftliche Vorteile der Automatik bei .städtischen und 
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- "be Selbstanschluß_Netzgruppen-Systeme 
ländlichenTel:fh~:,~g::n~lIe~ Fern ver k e h rs, über Verkehrswert/ragen und 
und sonstIge e e kle für verschiedene Telephonbetrlebsver­
wirlschaftlIche GesIchtsPunh f" d' K a bel te c h n i k (einschI. pupinisierung, 
f h en im Fernverke r, ur le , h ftl'che 
a f" . ) "ber Sonderausnützung der Fernleitungen, über Wlrtsc a 1 
Verstark~rwe,sen, U

lm
, h Schutzmaßo 'ahmen gegen Fremdbeeinflussungen 

NotwendigkeIten tee, lSC er habe ich in meinem Vortrage bei der ,,6, Post-
bei Schwachstromlellungen usw. '" h . "u" nchen" ausführlich berichtet. 

h . schaftlIchen "oe e m '" 
und Telegrap enwlssen R' hspostminislerium (Abt. München) herausgegebene 
Man vgl. hlOrzdu dsaspvom

t 
~c Telegraphenwissenschaitlichen Woche in München" 

Vortragsheft er . os - un 
(12.-17. Mai 1930; S. 117).') 

Grundlagen und ~riebkräft~ . 
der preußischen Klembahnpolitik. 

(Ein Ahriß der Kleinbahngeschichte bis zum Kriegsausbruch).2} 
Von Dr, iur_ Dr. rer, pol. Willy Böttger, Wuppertal.Barroen. 

1. Das preußische Kleinbahngesclz. . 
b . h di Entwicklungsstufen der preußischen 

Schärfer als in anderen Ländern he en SlC, e das Ende der siebziger Jahre des 
Eisenbahnen voneinander ab. Förde~e m:n biS o~ee~ndurchgehenden Eisenbahnverkebrs 
19. Jahrhunderts besonders den Aus au es gr 't dem Auslande so schritt man nach 
zwischen den wichtigsten Plä.tze~.des ~a:d:s .u:tnU::ie von den groß:n Eisenbahnstrecken 
dieser Zeit auch zur Anlage von Isen

h
,,: n n~. rtschaftsgebiete. Die Herstellung dieser 

nicht be~ührten, a?,e~ dennoch d WlC tlg;i~che IStaat durchweg selbst bei solchen Bahnen, 
"Nebenelscnbahnen ubernahIn: er preu E h t bis zum Beginn der neunziger Jahre 
die an das Hauptnetz anzuschließen waren, r a 

mehr als .6000 km Nebeneisenbahne: ~e~:~:rfniS nicht erfüllt. Auch die Gebiete ge­
DaIDl~ war da~ wachsende Ver e, rs teD Erschließung durch Dampfbahnen, wenn 

ringerer wlrtschafthcher Bedeutung h:,s~ r Forstwirtschaft, des Berghaues und der In­
die Absatzfahigkelt der Landwlrtscha t, e hel' n nicht damit gerechnet werden, 

, t' t d sollte Es konnte von vorn er D dustne ges elger wer en , . 'b htlichen Ertrag abwerfen würden. es-
daß Bahnen dieser Zweckbestlm~u~g e~nen eac ar 'edoch nur dann möglich, wenn diese 
halb mußte ihr Bau eiuf.ach und b'.lli~ sel~. f:s":d ~trieblicher Hinsicht befreit blieben, 
Babnen von den Verpflicht?ogen In aU ~ ~ gt aren Es war naheliegend, diese Bahnen 
die den Haupt- und Nebeneisenbahnen au er e w . 

, Abhandlung über "Verkehrswert. 
1) Es sei auch aufmerksa~ gemacht a~n~kel~ees Post- und Telegraphenb,c­

und Wirtschaftsfragen In der Te~ 1931) Außerdem sei verwiesen auf meIDe 
tri e b e s" in den Bayer, Verkehrsblättern /Munche(~ eum;tische Stadtrohrposten,) Ein Beilrag 
Abhandlung über Rohrpost-Fe,rnan agen, n kehrs (München 1916), über "Rohr· 
zur Nationalökonomie und Techmk des, Ghoß~adtvern en auf dem Gebiete pneumatischer 
pos t a n 1 a gen", Bd, I: Rohrposttechmsc e 1 eueru (~euere konstruktive Entwicklungen d~r 
Fernanlagen, Bd. Il: Roh~post.In~enan a:telR von Dcckers Verlag G, Schen(,'k), Berhn 
Hausrohrposten). Verlag lür ve,rkehrsWlss~DSC~~" (0' Förderwesen in neuzeitlichen Postbe-
1930 sowie über "P 0 s tb e trI e b sm e c an I F- aJ rtechnik Allgemein-Einführung, Bd. Il: 
trieb~n größerer Städte, Bd, I: Grundlagen ?e~ Po~t. ~:c:en Reichspostverwaltung und des Aus· 
Mechanisierungsbeispiele auS der PostpraxIs er eu 
landes. Ziemsen·Verlag, Wittenberg 1927). h'ld einen Teil einer größeren Untersuchung 

2) Die hier veröffentlichten Abschmtte I en 
des Verfassers. 
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"dritter Ordnung" an die Haupt- und Nebeneisenbahnen rechtlich und bcgrifflich an­
zugliedern, dabei aber eine Ermäßigung der Anforderungen zu gewähren, wie das in vielen 
anderen Staaten geschehen war. Die Rechtsverhältnisse gestatteten dies in Preußen je. 
doch nicht; denn die rechtliche Regelung der Angelegenheiten der Schienenbahnen be­
schränkte sich auf die zur Verwendung von Dampfkraft und für den großen Verkehr be. 
stimmten oder wenigstens dazu geeigneten Bahnen, also auf rue Eisenbahnen höherer 
Ordnung. Es bestand kein Zweifel darüber, daß das für die Haupt- und Nebeneisenbahnen 
geltende Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 und die dar­
auf fußenden Reehtsvorschriften für die Bahnen dritter Ordnung nicht in Betraeht 
kamen. I ) Zudem gab es bereits viele kleine Bahnen, wie die Pferde-, Drahtseil- und Zahn­
radbahnen, vereinzelt auch Dampfbahnen, die teils auf öffentlichen Straßen, teils auf 
selbständigen Bahnkörpern den Verkehr abwickelten und die dem Personen- oder Güter­
verkehr dienten. 

Die Gepflogenheit, bei der Anlage von Bahnen dieser Art die Normen des allgemei­
nen Rechts anzuwenden und, falls notwendig, die Regelung der Verhältnisse durch die 
Polizeiorgane, führte zu Unzuträglichkeiten und ungleichmäßiger Behandlung der Unter­
nehmer. Auch war es dem Staat nicht möglich, eine einheitliche Politik bei der Errich­
tung dieser Bahnen zu betreiben sowohl im Hinblick auf die Genehmigung als a.uf die 
Dauer des Betriebes. 

Die preußische Staatsregierung legte daher dem Landtag den Entwurf eines Ge­
setzes vor, welches das Recht der dem öffentlichen Verkehr dienenden Ba.hnen unterster 
Ordnung und der lediglich Privatzwecken ihrer Eigentümer dienenden Bahnen, die mit 
öffentlichen Bahnen durch 'Veichenanschluß verbunden und zum Betriebe mit Dampf­
bahnen bcstimmt sind, regeln sollte. Sie wollte damit den Grundstein für einen sicheren 
Rechtszustand und damit die Voraussetzung für die Förderung dieses als wichtig er­
kannten Verkehrszweiges schaffen. 

Der Landtag prägte für die Bahnen unterster Ordnung den Begriff "Kleinbahnen" 
und verabschiedete das "Gesetz über Kleinbahnen und PrivatanschlußbahnenH 

am 28. Juli 1892. In diesem Gesetz werden als Kleinbahnen insbesondere solche Bahnen 
bezeichnet, die "hauptsächlich den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirks 
oder benachbarter Gemeindebezirke vermitteln, sowie Bahnen, welche nicht mit Loko­
motiven betrieben werden". In der Begründung zu dem Gesetzentwurf sind sie als Bah­
nen rein örtlicher Verkehrsbedeutung bezeichnet.2) 

Eine Ausführungsanweisung vom 13. August 18983) unterscheidet weiter zwischen 
"städtischen Straßenbahnen und solchen Unternehmungen, welche trotz der Verbin­
dung von Nachbarorten infolge ihrer hauptsächlichen Bestimmung für den Personen­
verkehr und ihrer baulichen und Betriebseinrichtungen einen den städtischen Straßen­
bahnen ähnlichen Charakter haben" und solchen Kleinbahnen, "welche darüber hinaus 

1) Auch Artikel 4 der Reichsverfassung von 1871 kannte nur "Eisenbahnen", die der Gesetz­
gebung und der Aufsicht des Reiches nur im Interesse der Landesverteidigung und des all­
gemeinen Verkehrs unterstellt waren. 

Die Reichsverfassung vom 11. August 1919 unterscheidet zwischen .. Eisenbahnen des all· 
gemeinen Verkehrs" und "nicht dem allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen". Die Unter­
scheidung deckt sich mit der des bisherigen preußischen Rechts in den Gesetzen vom 3. N ovem­
ber 1838 (,.Eisenbahnen") und vom 28. Juli 1892 ( .. Kleinbahnen"). 

2) Die gesetzliche Regelung für Kleinbahnen ist in Preußen verhältnismäßig spät erfolgt. 
Light railways wurden in England schon vor 1860 gebaut; technische Einzelheiten ordnete ein 
Gesetz von 1868. Frankreich hatte das Lokalbahngesetz vom 12. Juli 1865 für Chemins de fer 
rarement au dela. de 30 ou 40 km de rapidite avec traffie peu considerable und bestätigte durch 
Gesetz vom 10. August 1871 die Befugnis der Generalrä.te der Departements zur Genehmigung 
solcher Lokalbahnen. 

') E. V. BI. 1898 S. 225. 
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- .. k h von Ort zu Ort vermitteln und sich nach ihrer ~us­
den Personen- und Gu~r~er e r Bedeutun der nach dem Gesetze über die Elsen­
dehnung, Anlage und Emnc3h~ng de~er 1838 ko~zessionierten Nebeneisenbahnen nähern 
bahnunternehmungen vom '. ovem "1 

(nebenbahnähnliche Klemtah~en) ~lllte die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen be-
Diese begnffliche Unters~ el :gonderheit entspreehend und im Hinblick auf den 

sonders h~rausheb~n, da SIe In rcr des Güterverkehr den Eisenbahnen mehr und mehr 
vorzugsweISe vo~ ihnen zu P eg~.n;n 11 emeinen Verkehr gewinnen können und ~ann 
gleich werden, leIcht Bedeutung fhur en a g b hnndeln sind 2) Die Betriebsvorschrtften 

. 11 . Eisenba nnetzes zu e.... '. t 
als Tell des a gemelllen . b . b' der Ausführungsanweisung vom 13. Augus 
für Kleinbahnen mit Masc~nen etne /r: Nebcnbahnen wesentlich genähert.3) 

1898 sind deshalb den Bestimmunhgen utr ·m Preußischen Landtau war darauf hin-
. cl Kleinba ngese zes I 01. 

Bel der Beratung. es L. . Z k des Gesetzes sein sollte, den Klembahnbau 
wiesen worden, daß lU erster IDle wec 

ge r.d ') . 
durch Privatunternehmer z~ d or 5e)~~ß das Kleinbahngesetz den "Zweck hat,. das seIt 

So folgert auch ~chnel er, .. k edrän te Privatkapital demselben WIeder ge-
längerer Zeit vom EIsenbahnbau zur~c gh d' e 1Ieranziehung des Privatkapitals zu er­
neigt zu ma~hen". Auch hof~te man ~:~ he~auszuwirtschaften, da dieses nach häufig 
möglichen, eme Rente aus die.sedn B~ll· b ue und auch wirtschafte als der Staats­
vertretener Auffassung entschle en I Iger a 

betrieb.6) . selbst ein besonderer Anreiz zur Anlage pri-
Zwar war aus dem Klembahn~eset~ lf sich mit der Einrede aus, den Schwerpunkt 

vaten Kapitals nicht zu erkennen. an t en sondern in seine großzügige Handhabung. 
des Gesetzes nicht in seinen 'Vortladut

l 
zu deg M'· ng der Staatsregierung durchzusetzen, 

··t· . n Wan e m er emu d Vor allem war es no Ig, clne. . t Bauunternehmen ins Leben treten en 
. ldl" h HiUe von pnva en . .. 

die bisher den rrut .ge IC .er 7) S' 'f ute sich bei dieser Auffassung VIelseItIger 
nahnbctrieben werug geneIgt war. leher .re h .. htert durch die Gründungsära der 

d P blik m noc emgesc uc 
Zustimmung. Denn as u ~'d . t jedes mit Unterstützung eines Bauunter­
.siebziger Jahre, war mißtrauisc uno genClg, .. dende Unternehmen als unsolide zu be­
nehmers oder des privaten Großkapitals zu .. ~r~n dem Staate die Fürsorge für den Bahn­
trachten. Zudem hatte man sic~. ddara~ ghe'd

vo ~t'aboefunden haben wenn der Staat das 
··b 1 d man wur e SIC anu b ' . d d ß d· bau zu u er asscn, un 11 tä d' befriedigt hätte. Kem 'Vun er, a le 

'Bedürfnis nach neuen Bahnen va s .. ~ Ig uf ehört hatte_ 
'Private Tätigkeit im Bahnbau fa~t ~oll~~b ~ gD tschland größtenteils den Nebenbahnen 

1) Diese Art von Kleinbahnen Wird 1m urigen cu 

zugerechnet. .. 3 J i 1897 (E V. BI. 1897, 8 . 164) wird ausgeführt, 
2.) In einem Erlaß der M. d. o. A. vom '. un S hieDcn~erbindung als Kleinbahn nach Maß-

.daß sich für die Entscheidung .der Frage,tb e~n~erden kann, allgemeine Regel.n Di~ht auf­
a.be des Gesetzes vom 28. J~ 1892 zuge a.sse e ob die beantragte Kleinbahn ke~e El.Senb~~ 

~tellen lassen. Es ist also eme ErlU~ri3~g; t Deshalb wird in vielen Fällen eme ßeschran-
im Sinne des Gesetzes vom 3. Novedm eS e~' vor der Zulassung angeordnet. 
kung des Verkehrsumfanges oder er purw 

') E. V. BI. 1898, 8 .. 245. d di Mittel ihrer Förderung". Schmollera Jahrbuch 1894, 
t) Gleim, .,Dle Klelllbahnen un e 

S 73- E· b hn" Glasers Annalen Bd. 34, . a. . . I d die Entwioklung unserer Isen a . :') Das Pnvatkapita un 
s. 212. " . Ha der Abgeordneten 1892. H . Bd., S.1316. 

6) Stenographische Ben~h~ d~ uses 20 D b r 1891 an den Oberpräsidenten der 
ö) Das geht aus einem Mill1stenale:la~om uf d~:eir::. ;er Umgebung von Köln geplanten 

Rhein rovinz hervor, in welchem es lrut zug a ! erteilun und Genehmigung der Vor­
Kleinlahnen heißt: "Soweit die Antr~ge auf ~onze~~:dun en ~on Bauunternehmern gestellt 
arbeiten für die geplanten schmalspurIgen Sohlenen1ed' beu!ffenden Firmen a.ls Vertreter der­
sind, kann denselben nicht entsprochen wehrdeD~ "7Ie d l:n die Bahnen zunächst dienen sollen .. " 
jenigen öffentliohen Interessen lllcht anzuse en sm • en 
(Z. d. V. d. E. V. 1894, S.174). 
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Ein solcher herbeizuführender M . . . -
nicht den Gedanken aufkommen cl e~~ungsu~schwung ließ Jedenfalls Von vornherein 
bahnen zuzumuten. Das hatte a~che~ a~te eme ?en~relle ~~bventionierung der Klein~ 
war durch den Bau der Nb' eson ~rs ge~IChtlge Grunde. Der preußische Staat 
Neigung, nunmehr weitere

e u~~elsenbahnen flDanzl~ll. stark beansprucht und zeigte keine 
voraussichtlich nicht geben wür;or a~le: so~~~e LlweD zu bauen, die eine sichere Rente 
dehnung des Eisenbahnnetze . cn .. ~ ~mf atte - un~ das war wesentlich - die AUB­

Abbau der Eisenbahntarife ve: I? WI 1 C atsarme GebIete zu Lasten des Staates den 
straßen Vorschub geleistet D hindert.) ~nd den Bestrebungen auf Ausbau von Wasser_ 
in der Würdi un der L .' enn. ~WISC en 1875 und 1895 hatte sich in Deutschland 
der Gegner ler E

g
· b ehlstungsfahl.gkelt der Binnenwasserstraßen vor allem auf seiten 
lsen a nverstaatlichung . W d I 

vollzogen. Die Stimmen roeh te' . em an e zugunsten der Wasserstraßen 
für erforderlich erachteten.2) rnsICh, die Abwehrmaßnahmen seitens der Staatsbahn 

Unter diesen Umständen sollte sich d S d'.. " 
da zu helfen, wo besondere Verhältn' e~ djtaat Il.IDlt begnugen, ~usnah~sweise nur 
sonders den Gemeinden . lsse es. e ngten. Neben dem Pnvatkapltal war be­
fördern. Der Bildung vonu:!:,~o~~~en dIe ltu~g~be zu?edacht, den Kleinbahnbau zu 
ein gutes Geschäft machen würden wlenge.~ sc ~ ten, dIe aus dem Betrieb der Bahnen 
auf die lokalen Interessen konzessi~ni:: ~ en ~ rentabelsten L~nien ohne Rücksicht 
Gemeinden und Nächstbeteiligten überl:sse: ~en~ger r .. ntablen hmgegen den Kreisen, 
entgegengewirkt werden. In dem Vordergrund s:ll:n ~u~d~n'Osollt.: Jedoch vom Staat 
der die Provinzen und die Gemeinden ei ts h'd °d a e

W 
rgaru.satlOnen stehen, in 

würden. n en c el en es ort mItzusprechen haben 

Um dem Klein bahn bau gleich zu Anf . 
eine Zurückhaltung regelnder Eingriffe sei~:~ Jlne1 ~es,;;,~~\ ~uftriet. zu. geben, war 
unbedingt geboten. Das war auch deshalb f h~r u SIC . e orden fur dIe erste Zeit 
Gebiete des Kleinbahnwesens für ve .. ~mp e . enswer~, w~d die Erfahrungen auf dem 
behörden noch keinen genügenden l':,~n~~e ~nd z~eckdienliche Eingriffe der Aufsichts_ 
Recht des Staates zur Konzession d a 0 n. an w~r SICh darüber klar, daß das. 
die staatliche Genehmigung nach' erhZwa~g, v~r InbetrIebnahme des Verkehrsmittels 
mit dessen Hilfe er die Ent . klzUSUC en,. em taat em Instrument in die Hand gab 
einflußte. Zwar trat mit demWlKcI· un

b
g hdes Jungebn Verkehrszweiges auf das stärkste be: 

d G em a ngesetz ereits eine w tr hEl . h em enehmigungsverfahren ein Bi d hi ..' esen IC e r eIe terung in 
bahnen polizeiliche Genehmigun' en svo: :e waren. nur fu~. Prlvatan~hlüsse und Straßen­
genügt eine solche Genehmigunggf' II Kl U ~ez~rksbehorden erteIlt worden. Nunmehr 
dienen, auch für die mit Maschine:r~ ~ b ~l:r: : nen, welche dem öffentlichen Verkehr 
bahnunternehmungen zu fördern a t e ne enen.3

) Von dem Bestreben, die Klein­
auf Erteilung der Genehmigung fÜr :eug B ahuch der im KlBG. vorgesehene Anspruch 
bestimmung die Herstellung einer -/rne t ~ un~rster Ordnung, falls nicht ihre Zweck­
der Unternehmer gewillt ist den ~uI?li- hO er ebeneisenbahn erfordert, und sofern 

1) D' E" b bn' : po zel c en Anforderungen nachzukommen. Vorher 
_. le ~n a. tarife zeIgten im Güter- d P . 

mahh~her. weIterer Verbilligung. Die durchschn~li h erso
E

. nenverke~ eme Entwicklung zu all­
trug m Deutschland: 1868 c e mnahme fur das Tonnenkilometer be-

1885' ....................... 6,02 Pf. 
1897' ..........•..•.....•..• 4,07 ., 

Die durchschnittliche Ein~h~~' ifu: 'd~; 'p'e' . . ... 'ki"I' 3,82 " 
1885 rsonen ometer war: 
1897' ............... . ...... 3,33 PI. 

:> Ulrich. Staffeltarife und \V~;~t~~,ß~~"s' 79'" 2,81 " 
) Vor Erlaß des Kleinba,hngesetzes wa te~ . ~ . 

de.n, ob das ~uzula.ssendo Unternehmen nicht Jem sorgfaltlg durch den M. d. ö. A. geprüft wor­
wäre, um seme Zulassung als Bahn unte te OrdnuGesetz vom 3. ~ovember 1838 zu unterv.'erfen 

rs r ng ausschließen zu können. 
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bestand ein Anspruch auf Genehmigung dieser Bahnen überhaupt nicht. Auch war der 
Unternehmer nicht mehr wie früher unbedingt auf die Erlaubnis des Wegeeigentümers 
angewiesen. der die Gestattung nach Belieben versagen oder von Gegenleistungen ab­
hängig machen konnte, wodurch die Unternehmungsfreude oft empfindlich gestört wor­
den war. Nunmehr kann diese Erlaubnis von den staatlichen Stellen ergänzt werden, 
die auch über die Angemessenheit der Bedingungen des Wegeeigentümers befinden. Man 
hoffte, daß das KlBG. endlich eine längere als vorher übliche Konzessionsdauer l ) 

und einen möglichst wenig belasteten und bevormundeten Betrieb als Voraussetzung 
für eine gute Entwicklung gewährleiste. Immerhin birgt die Beschränkung der Dauer 
der Konzession den Gedanken in sich, die unmittelbare Verwaltung des Staates eintreten 
zU lassen, wenn sich Gründe hierfür ergeben sollten. Auch hat sich der Staat im § 30 
KlBG. das Recht vorbehalten, Kleinbahnen gegen Entschädigung des vollen Wertes 
zu erwerben, wenn sie "nach Entscheidung des Staatsministeriums eine solche Bedeu­
tung für den öffentlichen Verkehr gewonnen, daß sie als Teil des allgemeinen Eisenbahn­
netzes zu behandeln sind". Wenngleich dieser Vorbehalt sicherlich auf das Privatkapital 
nicht anziehend wirkt, kann ma.n seine Berechtigung nicht verneinen. Denn die Klein­
ba.hnen sind - ebenso wie die Eisenbahn - keine Betriebe, die wie andere Privat­
unternehmen beliebig entstehen können, sondern nur dort, wo die Allgemeinheit an 
ihrem Entstehen ein Interesse hat. Es kann sich deshalb bei den Kleinbahnen niemals 
um Privatunternehmungen handeln, welche in allem und jedem nach privatwirtschaft­
lichen Gesichtspunkten vorgehen. Vielmehr wird bei ihnen ein "privatwirtschaftliches 
Organ der Gemeinwirtschaft"2) wirksam, dessen Bestehen nur dadurch möglich ist, daß 
der Privatunternehmung die Betätigung nur in einem solchen Umfange erlaubt wird, als 
mit ihrer Hilfe "die Zwecke, welche die Übernahme der Verkehrsmittel in die Gemein­
wirtschaft begründen, erreicht werden können, und in ihrer Betätigung eingeschränkt 
wird, soweit sie den erwähnten Zwecken Abbruch zu tun geeignet wäreu .3) 

Es ist auch nicht zu verkennen, daß die Kleinbahnen mit der Zeit eine monopolisti­
sche Natur herausbilden können und ihr Einfluß auf das Gemeinwesen sich dann ver­
stärkt, daß sie notwendige, ihnen aber unerwünschte Maßnahmen hindern können. Auch 
ist es verständlich, wenn, wie bei Straßenbahnen, öffentliche Straßen benutzt werden, 
der Wegeeigentümer gesichert sein muß, die freie Verfügung über seine Straße einmal 
wieder zu erlangen. 

Die Länge der Dauer der Konzession wird im Einzelfalle nach den besonderen Um­
ständen bemessen. Im allgemeinen sind die Konzession erteilenden Behörden genötigt, 
weitherzig bei der Genehmigungsfrist zu verfahren. zumal die Gewinnaussichten und 
die Entwicklung des Unternehmens überhaupt erst nach geraumer Zeit sich bessern. 

Falls nach Ablauf der Konzession ein "Heimfall" der Kleinbahn vorgesehen ist, 
erfolgt dieser entgeltlich oder unentgeltlich. In beiden Fällen hat der Konzessionsinhaber 
die Möglichkeit, sich eine angemessene Schadloshaltung durch Vertragsabmachungen mit 
dem Heimfallberechtigten zu sichern. So wird neben der Tilgung des Anlagekapitals 

1) In vielen Fällen ist vorgesehen, daß die Ba.hn nach Ablauf der Vertragsdauer entgeltlich 
oder unentgeltlich in den Besitz des Wegeeigentüroers übergeht. Auch bei Anlegung eines eigenen 
Bahnkörpers soll die Genehmigung auf unbeschränkte Zeit nur erteilt werden. wenn die wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Unternehmens es erfordern und wichtige öffentliche Interessen nicht 
entgegenstehen. Für Straßenbahnen wurden Genehmigungen meist auf 50 Jahre erteilt, für 
nebenbahnähnliche Kleinbahnen, die gewöhnlich einen eigenen Bahnkörper haben, entweder 
dauernd oder mit Fristen bis zu 99 Jahren. - Das KJBG. legt das Recht, die Lebensdauer 
eines Kleinbahnunternehmens zu bestimmen, allein in die Hand der staatlichen Genehmigungs­
behörden. ohne sie an Anträge der Interessenten zu binden. 

2) Sax, Verkehrsmittel I. S.I77. 
S) Sax, a.. a . O. I, S.I77. 
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aus den .. Er.träg.nissen des Unternehmens, der Speisung der Reserve- und Erneuerun s­
fonds haufi? ;lll be~onderer ,,!leimfallfonds" gebildet, wenn unentgeltlicher Heim.f~n 
vorgesehe~ I~t, ) d~r m de~ BesItz der unternehmenden Gesellschaft beim Heimfall über­
geht. Dann liegt em Vorteil, der das Wagnis der Anlage privaten Kapitals in Kleinbahn. 
unternehmungen erheblich mildern kann.') 

2. Finanzierungsmelhoden der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen. 
. Mit Nachdruck hatten sich die Provinzialverbände sogleich nach der Verab. 

schiedung des Klembahngesetzes um die Förderung dieser Bahnen bemüht. Bis zu 
Schluß des Jahres 1894 hatten sie sämtlich über die zweckmäßige Form der Unterstützu m 
des Baues von Kleinbahne~ bera~n, ausgenommen die Provinz Westpreußen und d~; 
hohenzollernschen Landesteile. DIe Beschlüsse zeigten eine große Mannigfaltigkeit in 
der Art und dem Umfang der Förderung, die man den Kleinbahnen gewähren wollte. 

. DIe Provmzen und Kommunalverbände wollten - in der Regel wenigstens - selbst 
mcht als Unternehmer von Kleinbahnen auftreten, sondern sich auf die Unterstützung 
der durch andere öffentliche Körperschaften oder Privatpersonen zu erbauenden Bahnen 
beschränken. 

Die Bedenken gegen das Eintreten der Provinzen beruhten im wesentlichen darauf 
daß ~~e ~cht di~ unmittelbar Beteiligten an den Kleinbahnen waren und auch den lokale~ 
Verhaltmssen mcht nahe genug standen, um in allen Fällen das Verkehrsbedürfnis zu­
verlässig zu beurteilen. Die führende Rolle und das hauptsächliche Risiko zu übernehmen 
war den Kreisen zugedacht, die auch das Interesse der beteiligten Gemeinden und Priva~ 
pe:sonen an den einz~l:nen Bahnen ~chtig bemessen und danach die Beiträge oder sonstigen 
Lelst~ngen der Beteiligten zu bestimmen haben sollten. Ihnen sollte jedenfalls vor den 
Pro,?~zen die A~fgaben zufallen, mit ihren Mitteln einzutreten, soweit die Kräfte der 
beteiligten Gememden und Privaten dafür nicht ausreichten. Die Hilfe der Provinzen 
sollte durch Bereitstellung. technischer Kräfte, durch direkte finanzielle Unterstützung 
und durch erleIchterte Bedmgungen für die Benutzung der Provinzialstraßen geschehen. 
Besondere Beachtung fand ein Vorschlag der Provinz Hannover. Er bezweckte daß die 
Provinz Organe zur Anfertigung von Vorarbeiten für Kleinbahnen innerhalb de; Provinz 
bestellen und sich an den Kosten der Vorarbeiten beteiligten sollte. Man hoffte anf diese 
'Y'els~ zu eIDer ~achgemäßen Behandlung der Kleinbahnfragen und vor allem zu einer 
rIchtIgen BeurteIlung der technischen Verhältnisse zu kommen wenn die Provinz hier­
für auch die erforderlichen Kräfte gewinnen würde. Gewiß da~f man aus diesem Vor­
schlag d~s Bestreben erkennen, das Kleinbahnwesen schon in den Anfängen von seiten 
der Pro~zbehör~en stärker zu beeinflussen. Ob die dafür angegebene Begründung zu­
treffend ?s~, sc.heI~t damals jedenfalls einwandfrei noch nicht festgestanden zu haben. 
~enn MiDl8te~aldirekt?r Brefeld3) schreibt: "Für die besondere Aufgabe des Baues 
bIete:.: aber. dIe zur Zelt vorhandenen Bauunternehmer nach den Erfahrungen im aU­
gememen emen durchaus brauchbaren technisch und geschäftlich gut geschulten Bau­
apparat". 

Die finanzielle Unterstützung des Baues von Kleinbahnen konnte geschehen durch 

1) ~inzelheiten enthält mein Aufsatz: "Das Heimfallrecht im Kleinbahngesetz." Egers 
EntscheIdungen 1931. 

2) Das. Heimfallrecht hat für den HeimfaJl.berechtigten oftmals Nachteile. Die Rahnunter. 
neh.~er begInnen lange vor .dem festgeset~ten Übe.rgang mit Verbesserungen und Ergänzungen 
zuruckzuhal.~n. ~u8gaben dIeser Art vernnndern dIe Rente erheblich und damit die regelmäßige 
U:nterlage fur dIe Berechnung de~ Heimlall~rei~es oder werden bei unentgeltlichem Heimfall 
Dicht entspreche.nd ersetzt. Der LeIdtragende 1St In solchen Fällen der Heimfallberechtigte, wenn 
er von dem Heimfallrecht Gebrauch macht. 

3) "über Kleinbahnen." Preuß. Jahrbücher, 72. Band 1893, S.420. 
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G 'Y'iihrung VOll Darlehen, anteilige übernahme von Zinsen des Baukapitals, Gewäh­;g eines verlorenen Kostenzuschusses oder finanzie~le Bete~gung ~~ dem Unternehmen. 
Die Rheinprovinz, Hannover, Sachsen, Schles~Ig-Hol~telD gewahrte~ Darlehen, und 

r H
annover bis 2/ des gesamten Bau~ und Betnebskapltals, zu 3 % ZlDsen und gegen 

zwa 3 • diRh' 
Tilgung von mindestens 1/20/0 jährlich .unter Zuwachs der ersparten Z~nse~, e e~n-

I· nz zu 3 0 / und ' / 0 / jährlicher Tilgung unter dem Vorbehalt, bel g~oßerem Rem-
prov / 0 2 / 0 dd" Üb hß 
ertrage die Zinsen bis zu 31/ 2 % zu erhöhen un en.~twal~e~ weItedre~ fbe~sc u ~ur 
Verstärkung der Tilgung zu verwenden. Sachsen betellig~ SIe ~n er u rI~gung ~r 

Z
. n für das Baukapital in der Form der Bürgschaft fur Verzinsung und Tilgung biS 
Inse Gl'hb h ' . K' zusammen höchstens 4 %) in Gemeinschaft und unter elc er~c tlgung mIt reIsen 

oder anderen Kommunalverbänden bis zur Hälfte des Anladgekappltals und udnter dedr Be­
dingung, daß für den verbürgten ~eil .des Anlagekapitals er rovl~~ ~le en a~ . eren 
Kommunalverbänden ganz oder teIlweIse das Vorzugsrecht vor den ubngen BeteIligten 

eingeräumt würde. ..' . ... . 
Verlorene Zuschüsse gab die ProVInz SchleSien, wobei Jedoch die Ruckzahlung bei 

ausreichendem Ertrage der Bahnen vorgesehen war. S~hleswig-Holstein ~ewährte außer 
Darlehen verlorene Zuschüsse bis zu ' /. des Anlagekaplta.ls, hatte aber fur den Fall des 
Verkaufs der Kleinbahnanlage die Rückzahlung der gewahrten BClhllfen ~It dem glei­
chen Bruchteil vom Kanfgeld vorgesehen. Pommern beteiligte SICh bIS zu / s der Bau­
kosten ausschließlich der Grunderwerbskosten, Brandenhurg an den Unternehmungen 
kommunaler Verbände bis zu 1/4 des zur betriebsfä.higen Herstellung u~d Ausrus~ung 
der Bahn _ abgesehen von den Kosten des Grunderwerbs - erforderlichen Kapitals 
unter der Voraussetzung der Beteiligung a.n dem GewlDn des Unternehmens, bel ~ahn­
unternehmungen in der Form von Aktiengesellschaften oder Gesellsch~ften .IDlt ~e­
schränkter Haftung durch Übernahme von Aktien oder Gesellschaftsanteilen bIS zu /s, 
bei wesentlich kommunalem Charakter des Unternehmens biS zu 1/. des Gesellschafts­
kapitals. Mehrere Provinzen machten ihre Mitwir~ung abhängig von der SlCherstellu~g 
des Wertes des Bahnunternehmens für den öffenthchen Verkehr, u~~ zwar entweder ~ 
der Form, daß die Kommunalverbände sich als Unt~rnehm~r betelligte~ oder d~ß s~e 
eine finanzielle Leistung übernahmen. So knüpfte dIe P~OVlllZ Schles":'Ig-Holstem dIe 
Gewä.hrung von Beihilfen an die Zusiche~ung, daß Krels~ oder sonstIge Komm~nal­
verbände den Bau und den Betrieb der Klelllbahnen selbst ubernahmen oder unter Ihrer 
Verantwortung Privatunternehmern übertragen wurde. Westfale~ unterstützte .nur von 
den Kreisen und Gemeinden beschlossene Kleinbahnen, der BezlIksverband WIesbaden 
verlangte, daß die Kleinbahnen von den Kreisen, Gemeinden und den an der Strecke 
liegenden Grundbesitzern und Industriellen ins L.eben ?erufen wurd.en. Ostpreußen, 
Pommern, Sachsen und Westfalen forderten, daß die KreIse ~nd son~tlgen .Kornmun~~­
verbände neben den Kosten des Grunderwerbs wenigstens gleIChwertIge LeIstungen fur 
die Bahnen übernahmen. Auch hatten sich einige Provinzen eine Einwirkung auf den 
Bau und den Betrieb der Bahnen vorbehalten. ." 

Über die Aufbringung der Mittel für die Beihilfen sind sehr verschiedene Beschlusse 
gefaßt worden. So wählten Pommern, Schlesien, Brandenburg dIe Form der AnleIhe. 
Verfügbare Kapitalbestände stellten die Provinzen Brandenburg und Sachsen zu~. Ver­
fügung, und zwar die erstere ihren Eisenba~nbaufonds und Sachsen aus den Bestanden 
des Straßenbauunterhaltungsfonds. Alljährlich durch den Haushalt machten Ostpreu­
ßen, Posen, Pommern, Schlesien, Sachsen, die Rheinprovinz und der BezIrksverband des 
Regierungsbezirks Wiesbaden Mittel flüssig.') 

1) Beihilfen in Geldleistungen oder durch Übernahme.v~n Aktien konnten die P~ov~zen 
unbedenklich gewähren soweit ihnen in den Dotationen, womltslß ausgestattet waren, d~fur "Mit:-e1 

zur Verfügung standen: Im § 41 KIBG. ist zudem hierfür die Ermächtigung ausdrücklIch erteIlt. 
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Endlich waren erleichterte Bedin un f' . -
vor?eseheo, und zwar entweder unent:eltTIe~ u~ ~e :en~tzu?g der Provinzialstraßen 
Klembahnunternehmungen gemein .. t' ~h WI~ In er rovtnz Brandenburg für aU 
provinz, wenn das Unternehmen :~e~l~e% Rar.a ~r8 o~rfentgeltlich, wie in der Rhein

e 

Nach diesen recht vielse" . . .. 0 elOe r~g e erte. . 
zeit nicht immer vermeiden ItIg~n :Ic~tlin~en -:- AbweIChungen ließen sich in der Folge­
Mittel für den Kleinbahnbau But e:: le r?VlD~.en und Kommunalverbände erhebliche 
ihren Beschlüssen im wesentli h g. ~dt. ~Ie großere Zahl der Provinzen hatte sich b . 
stützung der Kleinbahnen k c en ~n en renzen gehalten, innerhalb deren die Unte eI 
weitergehende Unterstützun:l?:~ e~e~:en begegnete. Wenn in einzelnen Fällen einr~ 
doch nur in einer Form, welche ei::

S1C
. genommen ~~de, 80 geschah dies durchwe 

angemessene Verzinsung der geleistete,:~!~~ns a~l~ahlic~e Rückerstattung oder ein! 
den den Provinzen nUr dann uf I I e~ sie erste te. Eigentliche Opfer WUr­
zuteil wurde, welche für länge~e ~e~:t,. we~ .di~ Un~er8tü~zllDg solchen Kleinbahnen 

Bezeichnend war die Zurü leb lt el~e eme,mna m~ DIcht ergaben. 
t~lkräftigen Privatbetrieben. S~ le~n~n~ere:h~.rovI~ze~ bel de.r Unterstützung von kapi­
e~ne Von der Continentalen Gesellschaft für ele~:~ { -J0vlllzl~lausschu~ im Jahre 1897 
eIDe Schwebebahn Von Barmen-Ritte h C ~ nterne mungen In Nürnberg für 
bis Vohwinkel, sowie für mehrere Linien ~ ausen. UQO Elberfe~d-~onnborn und weiter 
stützung ab. Die geforderte SUmm b 'fm

f 
rteberg~schhen IndustrIerevIer beantragte Unter-

wurd di Ab e eZl e SIC auf 61/ Million M k B 
e . e lehnung damit, daß es nicht befürwor 2 .en ar. egründet 

ProvmzIalverbandes für kapitalkräftige U te h tefit werden konnte, die Mittel des 
schäft b t . b b n rue mer rmen zur Erwe' te 'h 
. s e ne e ereHi zu halten. Die antragstellende Fir .. 1 rung I rer Ge-
Ihre Pläne ohne besondere Hilfe Von seite cl P . madware se~.r wohl in der Lage, 

. n er rOVmz urchzufuhren. 
DIe Gesamtsumme der bis zum Jahr 1913 b '. 

ten Provin~ialbeihilfen für nebenbahnähn~i h Kt:v>lhgten oder gezahl-
Davon entfielen auf Darlehen (vorzu s . c e embahnen betrug.... 96 944 008 M 

auf ~:;~~~;;,~en. (AktiengeSells~haft!n,w~;:e~:ch:~::I~:~ttn b~~!!~t::~ 38 505 183 " 

In anderer Weise verwa.ndt ........... , . . . . . . . . . . . . . . . 54 904 363 

O
lm einzelnen hatten di" Pr~~i~~~~' i,i; 'li)13 'b .. ·ii.· . : . . . . . . . 3534462 :: 

stpreußen . . . . . . . . . . . . . . eWI 19t. 
Westpreußen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 236 865 M 
Brandenburg ..................... . ............ " 4216025 
Pommern ....... . -. .. - .... - .... - . . . . . . . . • . . .. 10 799 494 " 
P ... . .. . .. . . _ . . ... _ ... _ .... _ ... -. . . _ .... 14690265" 

OBen ........... • " 
Schlesien. . . .. - _ ...... .. ....... .. _. . 4463615 " 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 827 225 
Schleswig~H~i~~i~' . . . . . . . . . . . ... . . . . . . . .. . . . . . .. 9772316:: 
H ····· __ ··_·· · ··· ··_· _·· _·· ..... 7953470 annover ........ " 
Westfalen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26010 284 " 

Bezirksverb;~ci' d~~ ·R~~~;~~~;b~zi;k; K" . i' . .... . 2247167" 
desgt des Regierungsbezirks Wies bade asse....... 4356 782 " 
Rhemprovinz n. . . . . . . . . . .. 1 214 000 

Hohenzollern iL~~d~~k~~~~;~~~~i,~~d)' . . . . . . . . . 592 500 :: 
. . . . . . . . . . . 2564000 " 

H· Zusammen. . • . . . . 96 9 lcrvon waren an' G . . . . . . . . . . . . 44008 M 
Gur h I'h' seIgenen eIdnutteIn aufgebracht 10 038 323 M 

C Cl welse Beschaffung . T ······ · ····· · ··· .... MQ~M 
rotz des von den Provinzen gezeigten guten Willens hatte der Bau von Kleinbah-
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nen in den ersten Jahren seit Erlaß des Gesetzes von 1892 nur geringe Fortschritte ge­
macht. Ihre finanzielle Mitwirkung reichte allein nicht aus, um die Kleinbahnen, vor 
allem in den Landwirtschaft treibenden Gebieten, so nachdrücklich zu fördern, daß 
eine merkliche Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere hinsichtlich 
der Rentabilität des landwirtschaftlich benutzten Grundbesitzes, zu erwarten gewesen 
wäre. So war in den Provinzen Ost- und Westpreußen, Schleswig-Holstein, ferner in den 
Regierungsbezirken Frankfurt, Posen und Kassel auch nicht eine einzige dem Verkehr 
landwirtschaftlicher Produkte und Produktionsmittel dienende Kleinbahn gebaut oder 
genehmigt worden. Auch sonst standen die hauptsächlich Landwirtschaft treibenden 
Landesteile zumeist in der Entwicklung zurück. Die Hoffnung auf umfangreiche Be­
teiligung des Privatkapitals schien sich nicht zu erfüllen, zuma! eine ausreichende Ver­
zinsung nur in den wenigsten Fällen gewährleistet war. Die Auffassung, daß nur die 
finanzielle Hilfe durch den Staat eine kräftige und gleichmäßige Entwicklung des Klein­
bahnbaues verbürgte, setzte sich mehr und mehr durch. Die Bedenken gegen die finan­
zielle Unterstützung solcher Bahnen durch den Staat traten schließlich zurück_ In erster 
Linie sollten die Kleinbahnen, deren Herstellung im öffentlichen Interesse lag, aber 
wegen der Leistungsunfähigkeit der Beteiligten und der zunächst heranzuziehenden 
Kommunalverbände ohne Staatshilfe nicht möglich war, unterstützt werden. Jedoch 
sollte die staatliche Beihilfe - um über die Bau- und Unterstützungswürdigkeit einer 
Kleinbahn sichere Gewähr zu haben - nur dann zugebilligt werden, wenn auch die 
höheren Kommunalverbände eine Unterstützung zusagten. Auch sollte die kostenfreie 
Hergabe des nötigen Grund und Bodens von seiten der Beteiligten zugesichert werden. 

Seit 1895 wurde ein durch besondere Bewilligung des Landtages jährlich gespeister 
Fonds gebildet, aus dem für diese Unternehmungen Zuschüsse gewährt werden sollten. 
Erstmalig wurde ein Betrag von 5 Millionen Mark zur Verfügung gestellt. über seine 
Verwendung besagt ein Erlaß des M. d. Ö. A. vom 25. April 18951): .,Bahnen, welche 
lediglich dem Personenverkehr der Großstädte und ihrer Vororte dienen oder, wenn auch 
für den öffentlichen Verkehr bestimmt, in der Hauptsache tatsächlich dem Vorteile ein­
zelner Verkehrsinteressenten dienen, werden sich nicht zur Gewährung staatlicher Bei­
hilfen eignen." 

Damit war ausgesprochen, daß in erster Linie die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
durch Staatsbeihilfen gefördert werden sollten. In der Tat war die Aussicht auf finanzielle 
Unterstützung durch den Staat für den Unternehmungsgeist sowohl der beteiligten 
Privatinteressenten als der Kreise ein kräftiger Ansporn zur Aufnahme von Plänen solcher 
Kleinbahnen, welche für die wirtschaftliche Hebung der Interessen der Landesteile von 
großer Bedeutung waren, ihrer mangelnden Rentabilität wegen aber ohne erhebliche 
Beihilfe aus öffentlichen Mitteln nicht errichtet werden konnten. Deshalb wurden auch 
in den folgenden Jahren weitere Mittel bereitgestellt, und zwar 1896, 1897, 1898 je 
8 Millionen Mark, 1900 und 1902 je 20 Millionen Mark, 1903 bis 1908 je 5 Millionen Mark, 
19093 Millionen Mark und von 1910 bis 191432 Millionen Mark, so daß am Schluß des 
Jahres 1914 insgesamt 134 Millionen Mark für Staatsbeihilfen zur Verfügung standen. 

In den Fällen, wo ohne Beihilfe des Staates ein Kleinbahnunternehmen nicht zu­
stande kommen konnte, erfolgte nach Maßgabe der Vorbedingungen die Vorprüfung 
und Begutachtung der Gesuche auf Bewilligung von Staatsbeihilfen durch den Ober­
präsidenten und die in Frage kommende Eisenbahndirektion. Der Einfluß des Staates 
war in derartigen Fällen auf die Betriebsführung und Verwaltung der Kleinbahn in der 
Regel recht wesentlich; er wurde durch die Genehmigungsurkunde festgelegt. 

Besondere Rechte auf den Erwerb der Kleinbahnen wurden neben den gesetzlichen 
in der Regel nicht bedungen. Der Staat begnügte sich mit der aus dem Unternehmen 

1) Wächter, "Die Kleinbahnen in Preußen", S.77. 
Zeillchr. I. Vnkehnwiu enKhart. 9. Jahrg. Hdt 4. II 
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aufkommenden Rente oder verlangte feste, aber wesentlich herabgesetzte Zinssätze. 
Meist richtete er sich mit seinen Zugeständnissen nach den Vergünstigungen, welche Pro. 
vinzialverbände den Bahnen gewährten, und sicherte sich ebenso wie diese eine Mitwir_ 
kung bei der Verwaltung, um die Gewißheit zu haben, daß die Bahnen im Sinne der 
Unterstützung zum Besten der Landwirtschaft und des Gewerbes betrieben und die 
Gewinnbeteiligung des Staates nicht beeinträchtigt wurde. 

Es war jedoch Grundsatz, daß der Staat nur dann Beihilfen gewährte, wenn nach_ 
gewiesen wurde, daß ohne seine Hilfe die Bahn nicht zustande k~m. In den meisten 
Fällen erfolgte die Staatsbeihilfe durch Beteiligung des Staates an dem Unternehmen 
unter Gleichberechtigung mit anderen Zeichnern des Anlagekapitals. Die Form der Zins­
oder Ertragsgarantie, die Gewährung von Darlehen oder Beiträgen a fonds perdu sollte 
nur in ganz besonderen Fällen und dann auch nur in geringen Beträgen stattfinden. So. 
fern einzelnen Teilen des Anlagekapitals ein Vorzugsrecht eingeräumt war (Obligationen, 
Prioritätsaktien), erstrebte der Staat eine Beteiligung auch an diesem Teil des Kapitals. 
Der Staat wollte jedenfalls nicht schlechter gestellt werden als die beteiligten höheren 
Kommunalverbände. 

-

Al1gemein sollte die Wirtschaftlichkeit eines Bahnunternehmens Voraussetzung für 
seine Unterstützungswürdigkeit sein; die Kosten sollten im richtigen Verhältnis zu dem 
zu erwartenden wirtschaftlichen Nutzen stehen. Das setzte voraus, daß nach Über­
windung der ersten Schwierigkeiten die Betriebseinnahmen nicht nur die Deckung der 
Betriebsausgaben, sondern eine, wenn auch nur mäßige Rente für das Anlagekapital in 
Aussicht stellten. 'Venn ausnahmsweise bei Befürwortung der Unterstützung eines Unter­
nehmens die Betriebseinnahmen voraussichtlich keinen Überschuß über die Betriebs. 
ausgaben ergeben sollten, dann mußten die Gründe, aus denen gleichwohl der wirt. 
8chaftliche Nutzen der Bahnanlage sich rechtfertigte, besonders wichtig sein. Sofern ge­
werbsmäßige Unternehmer beteiligt waren, wurde die Unterstützungswürdigkeit nur 
dann bejaht, wenn die Vorteile, welche dem Unternehmer zugestanden wurden, in au­
gemessenem Verhältnis zu seinen Leistungen standen; eine übervorteilung der übrigen 
Beteiligten sollte vermieden werden. Das wäre besonders dann der Fall gewesen, wenn die 
Betonung der Unterstützungsbedürftigkeit der übrigen Beteiligten in ursächlichem Zu­
sammenhang mit übermäßigen Vorteilen gestanden hätte, welche dem gewerbsmäßigen 
Unternehmer zugestanden worden wären. 

Aus dem Staatsbeihilfenfonds waren bewilligt worden für die 

bis 1914 ..... . 
östlichen Provinzen 1) westlichen Provinzen 

69 379 205 M 58 226 452 M 
zusammen 

127605657 M 
Die Verteilung nach den verschiedenen Formen ergab 1914 folgendes Bild: (vgl. 

Tabelle S. 151). 

Aus dieser Übersicht geht hervor, daß besonders die verkehrsarmen und verkehrs. 
bedürftigen, insbesondere landwirtschaftlichen Gebiete unterstützt worden sind. Die 
private Unternehmungslust, von der man anfangs annahm, daß sie das Kleinbahnwesen 
-nach allen Richtungen hin entwickeln würde, warf sich, wie das ihrem Wesen entsprach, 
.auf die Anlage solcher Linien, die von vornherein einen Ertrag verhießen; sie haute die 
Bahnen in dichtbevölkerten oder städtisch belebten Gegenden. 

Zwar fehlte es nicht an Gegnern der staatlichen Unterstützungen. Besonders der 
Freisinn hatte in Verfolgung seiner Manchestertheorie die Staatsbeihilfe für Kleinbahnen 
.stets bekämpft. Da er damit keinen Erfolg hatte, so versuchte er, den Staat auf andere 
Weise zurückzudrängen. Er propagierte die Förderung des Kleinbahnbaues _ abgesehen 

') Ostlich der EIbe. 
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e V rteilung der Staatsbeihilfen naoh dem Stand von 1914. 

Beteiligung Sonstige Darlehen Verlorene Zusammen mit Aktien Beteiligung Zuschüsse Provinzen ( StammeinI.) 
M M M M M 

15094800 46 15094846 ostpreußen . ......... 
43000 - 500000 - 543000 Ost- und Westpreußen. 

6562000 49500 2042750 - 8654250 Westpreußen .......... 
Westpreußen und Porn-

590000 - - - 590000 mern ........... . .. . 
993000 9379653,35 800000 - 11172653,35 Brandenburg .......... 

Brandenburg und Porn· 
355 000 - - - 355000 mem ..... . ........ . 

pommern .. . ... . ...... 10457700 1411630 2380030,31 28223,70 14277584,01 
posen ........ . ....... 700 000 3472945 3521960 60 7694965 

9225875 - 1770328 704,41 10996907,41 Schlesien ........ .... 
Sachsen ...... . ...... 9236900 - 1157000 180827,90 10 574 727,90 

6853ll3,83 3837525 100 000 II 891 638,83 SOhleswig.Holstein ..... 1101000 
3059416 50 024,1~ 14091860,12 Ha.nnover ............ 9908000 1074420 

Hannover und West-. 
falen •.. . ....... . .. 961000 - 469000 - 1430000 

Westfalen ............ 1625000 - 3719000 - 5344000 
2262000 1525781,62 2078ll4,99 18504,60 5884401,21 Hessen·Na.ssau ....... 

3130000 1160000 3882500 Rheinprovinz " .. . .... 592500 -
- 324 5127324 Bohenzollernsche Lande 5127000 -

Zusammen .. . ......... 74834 775 123767043,80128465124,301538 714,73 127605657,83 ') 

. Mi I d Provinzialkaase. Nach seiner Ansicht verursachte 
von der der KreIse - aus tte n er. bis zur Bereitstellung des gesamten 
die Be~ili~ngh deo. St:sa~:S~~ll~:~~{ti:~:t~::~:at auszuschalten, weil .die Bedeutung 
~aufon s: uhc w.a~. d über den Bereich einer Provinz oder zweI benach.barter 
emer Klemba n SlC mrgen s h di Ge ner dieser Bestrebungen Immer 
Provinzen hinaus ers.treckt~. :~t. Erfolg V :r~:~en ~es S~aates in der Kleinbahnförderung 
wieder darauf hingeWIesen, a el eiGnemb' te . ht in die Lage versetzt werden könnten, die verkehrsschwachen oder armen e le we 

sich Kleinba~nen zu verscha~en. uf die Provinz- und Staatsbeihilfen, eine kräftige 
Die KreIse hatten, gestutzt a tlaltet Die Wege die sie dabei einschlugen, 

Initiative bei .der Planun~ von ~embahün::e:n sie b~sondere Gesellschaften, an welchen 
waren verschieden. In ~lel~n F~~n gr d Beispielsweise schloß der Landkreis Brom­
Staa.t .~d. PrOVinz meIst ete B::e~n~ller kreisseitig in seinem Bezirke zu begrun­
berg fur die Herstellung und den. di m Zwecke errichteten Aktiengesellschaft, 
denden Bahnen im Jahre 1894 mIt em~r zu ese nach erwirkte der Kreis die Ge­
der Ostdeutschen Kleinbahn A.-g., e;::~ ite~rat ~~ das Baukapital und übernahm 
nehmigung für die Bahnen, dIe ese a ~sc d:ns von seiten des Kreises, den Bau, 
unter unentgeltlicher Hingabe des Grund un~ .. 0 d fest esetzte Anlagekapital leißtete 
die Ausrüstung und den. Betrieb der ~ahnen. ur diO: Gef!hr daß die Betriebsausgaben 
der Kreis die Gewähr elUet 4 %~gen e~zll~~ung, rd trug dagegen die Gesellschaft . 
durch die Betriebseinnahmen mch~ g~ eC

B 
w:

nd 
e~~n Betrieb einer Anzahl von Klein-

Im Kreise Marienburg wurde fur uJlen hauKI . b hn A -G gegründet mit dem Sitz 
bahnen am 27 Mai 1899 die Westpre ISC e em a .' .. 
in Berlin. Das' Grundkapital war 2 820 000 M. Es verteIlte sICh: 

d d Pr v' an Ostpreußen, Brandenburg 
und ~.~~~!!.~: ~:nei~a~e~~~ S~~agz!:.~n!~ z~~e:~ .. n 

0 
w':den war. ll. 



152 Grundlagen und Triebkräfte der preuBI·schen Kleinbahn politik. 

~!~~~n~ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 720 000 M 
K· . . . .. . . . .. . . . . . . . . . . . .... . 360000" 

Di~'~;~~~d~ . G~~~li ·b ·f·t· . . . . . . . . . . 550 000 " 
Insgesamt b I· f . h sc a . . . . . . . . .. 1 190000 

e le SIe der Ka ital u1 d cl '.. " 
hahnen einschließlich d B P a wan er KreIse fur nebenbahnähnliche Klein 
1913 auf ....... . '" .. e,s, .. ~trages der Staats- und Provinzialdarlehen bis zum Jahr~ 
davon waren aufgewandt .. : .................................. 259174411 M 
durch leihweise Beschaff aus eIgenen Geldmitteln........... . . . . . . . 10 447 350 

ung .... " .. . .............................. 248727061 
\Vährend Kreise und and K .. , . " 

Geldmittel ohne Zuhilfenahme ~re R 0'::rmunalverbanae In der Regel die erforderlichen 
geseIJschaften und p' es ea redits b~sc?affen konnten, war dies für Privat_ 
deshalb für solche Fäll f1vitp~rsonen schwlOflger. Schon Brefeld') befürwortete 
in den Landeskulturre:t:lD~ ~e tv~rmlttlung dmch die Provinz mit dem Hinweis daß 
Provinz sind Vorbilder fn :::' ~' die nach dem Gesetz vom 13. Mai 1879 Institu~ der 
vinzialinstitu'te geschaffe~r wo~d redi~gewährun~ an Kleinbahnunternehmen durch Pro­
saHten zur Herstellung v Kl .e~ s:len. Aus emem noch zu bildenden Provinzialfonds 
Zahlung jährlicher Zinsen o:nd eIn a .nen. gegen y. erpfändung der Bahn Darlehen gegen 
diese GedankengängemitdenA Atm~~,satlOnsbetrage gewährt werden. Tatsächlich haben 
Privateisenbahnen und KI . ~s hO azu gege.ben, daß dasGesetzüber"Das Pfandrecht an 
]9. August 18952) Vom Lan~~: a ne~ ti.nd dIe Zwangsvol~streckung in dieselben" am 
daß die Gesamtheit der einerg !:~: m1~~. wurde. Durch dieses Gesetz war beabsichtigt, 
Unternehmen selbst konzessionsm" . ge oren~en .Rechte und Sachen samt dem dem 
lichen Einheit der Bah . h· aßlg und tatsachhch anhaftenden Werte zu einer recht­
dann die Grun'dlage für ~:n~Te~tfä:~~:menge~.aßt. wurden. Diese Bahneinheit bildete 
Bahneinheit besteht, erleiden di~ der B gh und fur d,e Zwangsvollstreckung. So lange die 
eme Einschränkung hinsichtlich'h a lleln~e1t angehor~~e~ Ge?enstände und Rechte 
und Belastung einzelner Teil . ~ rer ~echthchen Selbstand1gke1t. Eine Veräußerung 
Zweck des Unternehmens d e ;lr

t 
.n~rdInsoweit ~ugel~ssen, al~ dadurch der eigentliche 

derselben Voraussetzull • er. ~ rl~ er Bahn, ln kemer Welse gefährdet wird. Unter 
zugelassen. Auf diese Jei~:~s71~. e~~~ Zwangsvollstreckung in einzelne Teile der Bahn 
li~ht, wodurch beispielsweise Ak~~ 1C e~si!l~ng Von ~ar~ehen an Kleinbahnen ermög­
Emtragungen in das Bah db en.:.ese sc a ten ObligatiOnen auf Grund erststelliger 
dieser Vergünstigung jed:c'1

u
:. u~ bausgeben können. In größerem Umfange ist von 

Nur eine Hypothekenbank
elD

. e rauc~ gemacht word~n. 
Hergabe Von Kapitalien zum 's: ;reußI~che Pfa~dbnefbank in Berlin, hat die 
genommen. Insgesamt sind nur 9 K1 ~n b ~le~nbahnen ~n Ihr Geschäftsprogramm auf-
7 620000 M gewährt worden. elD a n arlehen dIeser Art im Gesamtbetrage von 

Außerdem hatten auch Provin d K . 
stellung für Darlehen von KI . b h

zen ~n reIse mehrfach dieses Gesetz zur Sicher­
Kleinbahn Voldagsen-Dui em. aDnen

l 
henutzt. Die Provinz Hannover hatte z. B. der 

d K .ngen elD ar e n von 800 000 M "h t 
es reIses Hameln welch letzte . d di gewa r gegen die Garantie 

buch eintragen ließ. rer WIe erum ese Summe als Hypothek ins Bahngrund-

Die Bauausführung geschah m . t d h . 
Kreisen und Gemeinden es an k e~ ur; ~nv.~te Bauunternehmer, da den Provinzen 
führen, Betreiben und die Veran~o~en a~. m~nnern fehlte, die das Entwerfen, Aus~ 
Auffassung mehrerer Pro' . I I ung Iur di~ Kosten übernehmen konnten. Nach 

VlllZla verwa tungen war dieser Zustand aniänglich auch durchaus 
') ä. ä . o. S. 429_ 
') G. S. S.499. 

• , 
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befriedigend. Aus dem Rheinland wurde berichtet, daß sich von vornherein leistungsfähige 
Firmen in größerer Anzahl (Lenz & Cie. in Stettin, Havestadt & Contag in Berlin, Vering 
& 'Vächter in Hannover, Elektrizitäts-Aktiengesellschaft vormals Schuckert & Cie., 
Continentale Gesellschaft für elektrische Unternehmungen, beide in Nürnberg, Union 
Elektrizitäts-Gesellschaft in Berlin u. a.) mit erfahrenem und geschultem Personal zur 
Verfügung stellten .. und wohl kaum ein Projekt in der Rheinprovinz vorhanden gewesen 
wäre, um dessen Ubertragung sich nicht die eine oder andere Gesellschaft gleichzeitig 
bemüht hätte, so daß die Kommunalverbände es in der Hand hatten, unter den ihnen 
vorliegenden Offerten die geeignet erscheinende auszuwählen .l ) Die Bauverträge wurden 
vielfach so a.bgeschlossen, daß der Bauunternehmer auch nach Vollendung der Bahn die 
Betriebsführung für eine gewisse Zeit übernahm, entweder auf eigene Rechnung oder für 
Rechnung des Konzessionsinhabers. Dadurch wurde die Aufbringung des Baukapitals 
wesentlich erleichtert. Meist beteiligte sich so der Bauunternehmer an dem Kapital durch 
Aktienzeichnung oder durch Verpflichtung zu vorschußweiser Leistung. Zwar war diese 
Mitwirkung der Baugesellschaft nur vorübergehendhel~end und erleichternd. Im Grunde 
genommen blieb es Aufgabe der Provinzen, Kreise und Gemeinden und der an der Aus­
führung hauptsächlich beteiligten Privatpersonen, die Geldmittel aufzubringen. In vie­
len Fällen war die Finanzierung nur möglich, weil private Baufirmen mit Kapital aus­
halfen. Besonders hervorzuheben ist die Beteiligung der Firma Lenz & Co. an den ersten 
Kleinbahnbauten in Pommern, die ohne die Mitwirkung dieser Firma kaum zustande 
gekommen wären. 

Die Form der Aufbringung des Baukapitals für Kleinbahnen, welche dureh Privat­
unternehmer zur Ausführung gelangten, geschah gewöhnlich durch Ausgabe verschieden­
artiger Aktien, von welchen die mit dem Vorausbezug einer bestimmten Dividende 
(meist 4--4'/2 %) ausgestatteten Vorzugsaktien von der BaugeseIlschaft übernommen 
bzw. von den an derselben beteiligten Bankinstituten untergebracht wurden, während 
die minderwertigen Stammaktien, meist 1/2 oder 2/3 des gesamten Aktienkapitals von 
den Interessenten übernommen wurden. Die Zeichnung des letzten Betrages übernahmen 
die Kommunalverbände, während die Zeichnung des ersteren durch die Baugesellschaften 
erfolgte.') 

Wenn die Baufirma gleichzeitig auch Betriebsführerin war, so erhielt sie dafür eine 
Vergütung. So bekam in Pommern die Firma Lenz & Co. 100/0 der Betriebseinnahmen 
nach Abzug der Betriebsausgaben einschließlich der Rücklagen in den Erneuerungsfonds 
und den Spezialreservefonds. Allerdings konnte dieser Zustand auf die Dauer nicht be­
friedigen. Er hat vielleicht mit den Anstoß dazu gegeben, daß das Streben, die Klein­
bahnen durch die Provinzen verwalten zu lassen, stärker wurde. Auch war von den Bahn: 
eigentümern stellenweise über die nachteiligen Verträge, über unzulängliche Ausführung 
und hohe Betriebskosten als Folge derselben geklagt worden. Zudem hatte der M. d. ö. A. 
die Zusammenfassung des Baues und des Betriebes von Kleinbahnen in der Hand der 
Provinzen im öffentlichen Interesse und aus wirtschaftlichen Gründen empfohlen. Fer­
ner hatte die im Jahre 1907 abgehaltene Konferenz der Landesdirektoren zur Beratung 
des Themas : "übernahme der Bauleitung und der Betriebsführung von Kleinbahnen 
seitens der Provinzialverbände" eine Kommission eingesetzt, die folgenden Beschluß 
gefaßt hatte: 

"Neben der finanziellen Förderung der Kleinbahnen erscheint es geboten, daß die 
Provinzialverbände nach Maßgabe des hervortretenden Bedürfnisses 

1) Deutsche Straßen- und Kleinbahn.Zeitung. 1897, S.208. 
') Durch die seit 1895 gewährten Staatsunterstützungen ist es möglich gewesen, das nötige 

Baukapital meist ohne Hinzutreten des Bauunternehmers aufzubringen. Das hatte den Vorteil, 
daß der Bau billiger ausgeführt und die Ausga.be von Vorzugsaktien vermieden werden konnte. 
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a) die Aufstellung des Bahnplanes nebst Kostenanschlag und RentabilitätslP,chnung 
b) die Leitung und Beaufsichtigung der Bauausführung und die Beschaffung de; 

Betriebsmittel, 
0) die oberste Leitung des Betriebes und der Verwaltung gegen Entschädigung 

übernehmen. " 

So hatten denn Brandenburg, Sachsen, Hannover und Westfalen provinzielle 
Kleinbahnabteilungen eingerichtet. Die Provinzialverwaltung Pommern übernahm 
am 1. April 1910 den Betrieb pommerscher Kleinbahnen in eigene Regie. 

Das Streben, das Kleinbahnwesen stärker unter die Obhut der Provinzial. 
verbände zu bringen, ist hieraus deutlich erkennbar. Sicher suchte man auch 
den Einfluß des Privatkapitals, dessen Hilfe man ehedem gewollt hatte, nicht 
zu mächtig werden zu lassen. Aber man wollte auch die Zügel strammer fassen i 
denn es darf nicht vergessen werden: Die Bauförderung war manchmal etwas 
sprunghaft ohne gründliche Überlegung, ohne sorgfältige Rentabilitätsberechnung 
erfolgt, da jeder Kreis aus der besten Absicht heraus den Besitz einer Kleinbahn 
als Lehensnotwendigkeit propagierte. 

Buchbesprechungen. 
Bruno Dietrich und H.rmanD Leller, Professoren an der Hochschule für Welthandel 

in Wien. Produktion, Verkehr und Handel in der Weltwirtschaft. Eine geo­
graphische Darstellung. Wien 1930. Verlag von L. W. Seidel & Sohn. XII, 666 Seiten 
mit zahlreichen Karten und Diagrammen. Lw. RM 36.-. 

Das Werk erschien sowohl selbständig wie als 3. Band der 4. Auflage von Andree­
Heiderich-Sieger, Geographie des Welthandels, deren heiden ersten Bände eine Wirt­
schaftsgeographie einzelner Länder (Band I: Europa) bzw. Erdteilkomplexe (Band II: 
Außer-Europa) beinhalten. Da die 3. Auflage des vorliegenden Bandes, 1921 erschienen, 
hauptsächlich auf den Vorkriegsverhältnissen basierte, da der Bearbeiter des ersten 
Abschnittes gewechselt hat und da die beiden anderen Hauptteile beträchtlich erweitert 
wurden, liegt im wesentlichen eine neue Darstellung vor. Dietrich behandelt die Welt­
produktion (258 S.), Leiter den Weltverkehr (216 S.) und den Welthandel (177 S.). Die 
Weltwirtschaft, dementsprechend auch Weltverkehr und WeIt.handel werden als Summen­
~egriff für alle Vorgänge auf der Erde im Gegensatz zu dem in der Sozialökonomik 
üblichen sich auf das zwischenstaatliche Geschehen beschränkenden Beziehungsbegriff 
gefaßt, der Nachdruck bei Behandlung des Welthandels indessen deutlich auf den Außen­
handel gelegt. 

Dietrich bietet zunächst eine Übersicht über die geographischen Grundlagen der 
Weltwirtschaft, wobei im wesentlichen die Stellung des wirtschaftenden Menschen zu 
den natürlichen Faktoren (Erdoberfläche, Klima, Pflanzen- und Tierwelt usw.) und 
Phänomene wie Wirtschaftsstufen und -formen, Landschaften, Wirtschaftsräume ge­
klärt werden. Daran schließt sich die Darstellung der Weltproduktion im Sinne der 
Erzeugung bzw. Förderung der einzelnen pflanzlichen, tierischen und mineralischen Roh­
stoffe, deren räumliche Verteilung durch zahlreiche sehr anschauliche Karten verdeut­
licht wird. Abgesehen davon, daß - wie öfters in wirtschaftsgeographischen Werken _ 
die Weiterverarbeitung allzu stiefmütterlich behandelt wird, verdient Dietrichs Dar­
stellung in ihrer Klarheit und guten Abrundung volle Anerkennung. Nur die Beeinflus­
sung der landwirtschaftlichen wie der industriellen Standortbildung durch den Trans­
portkostenfaktor erschiene mir einer eingehenderen Beachtung wert. An kleineren Aus-
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etzbarkeiten erwähne ich, daß ein 500f0iger Produktionsanteil nicht generell Anlaß 
:eben kann', von einer "Kontrolle ~ber die Weltp~oduktion" .zu sprechen (S: 78), und 
daß die Bezeichnung Monokultur mcht am Platze 1st, wenn em Land zwar emen Roh­
stoff zu annähernd 100'1' erzeugt, daneben aber zahlreiche andere Kulturen pflegt (S. 188). 

Leiters Darstellung des Weltverkehrs ist primär nach den verschiedenen Ver~ehrs­
mitteln, sekundär nach einzelnen Ländern unterteilt. Als Schilde~ng der räumlich~n 
Erstreckung der verschiedenen Verkehrsmittel ~ber die Welt kan~ SIe 1.m ga.nzen befne­
digen. Das ökonomisch. Wesen u~d Verhältms der V ~rkehrsmlttel 1st hmgegen nur 
teilweise erfaßt. In die Verkehrspolitik werden gelegentlich mcht tlefer dnngend. Aus­
flüge unternommen. In der Darstellun.g der europäischen ~inne~~hiffahrt sind vers~hie­
dene kleinere Irrtümer und Schiefheiten unterlaufen. DIe Erganzung des Abschwttes 
Weltverkehr durch Karten ist unzulänglich. Die Karte nach S. 304 weist zahlreiche Un-
genauigkeiten auf. . . 

In dem Abschnitt Welthandel hespricht Leiter zunächst die verschIedenen Handels­
formen. Die diesbezüglichen Darlegungen haften sehr an der Oberfläche und sind reich­
lich bunt zusammengestellt. Eigenartig berührt die Ausaage, daß "der Großhandel in 
den Kriegszentralen seine Vorbilder hat" (S.485), oder d.ie Behandlung von Börse 
und Hausierhandel in einem Atem (S. 487). Dagegen bIetet dIe den HauptteIl dieses Ab­
schnittes bildende Darstellung des Welthandels in den verschiedenen Güterarten, die 
nicht nur die Rohstoffe, sondern auch zahlreiche Fabrikatgruppen berücksichtigt, einen 
gründlichen und vielseitigen Überblick. . . . . 

Für spätere Auflagen des Werkes wäre eme Verelrugun~ der Abschmtte WeItpro­
duktion und Welthandel zu erwägen, derart., daß der Leser JeweIls zusammenhangend 
über Produktion und Handel der einzelnen Güterart unterrichtet würde. Empfehlen 
möchte ich, in Zukunft sämtliche Tabellen mit Quellenangabe zu versehen, da es für 
den Weiterforschenden von Wert ist, sogleich zu erkennen, welche der oft stärker von­
einander abweichenden Statistiken zugrunde gelegt wurde. -
. Abschließend: Unbeschadet der erwähnten Verbesserungsmöglichkeiten eine be­
deutende Leistung, ein dank seiner breiten Anlage weiten Kreisen sehr nützliches Ein­
führungswerk in die wirtschaftsgeographische Weltbetrachtung. 

Prof. Dr. Napp-Zinn, Köln. 

K. Sleuernagel, Dr., Reichshahndirektor, Statistik und Eisenbahn. Berlin 1.931. 
Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft m. h. H. bel der Deutschen ReIchs­
bahn. VIII, 193 S. mit 14 Tafeln und 15 Bildern im Text. RM 5.50, Lw. 6.50. 

Die Zahl allein tötet nur der Geist macht lebendig." Den Geist der Zahlen sollen 
dies~'Äusführungen lebendig machen." Nun: dieses im Vorwort ges~llte Z~el ist in wahr­
haft ausgezeichneter Weise erreicht. Lebensnäher, lebensvoller, Wle es hier gesche~e~: 
läßt sich Statistik nicht behandeln. Das Buch will weder "Lehrbuch" noch "Vorschrift 
sein; es gibt - hervorgegangen aus Vorträgen - in lose aneinandergereih~en Kap~teln 
einen überblick was an Statistik bei den Eisenbahnen und insbesondere bel der ReIchs­
bahn geleistet ~;d, und wie das Zahlenwerk zustande k~mmt, in de~ ~ic~ das Unter­
nehmen spiegelt". Die Hauptabschnitte gelten: der ~,ElsenbahnstatIstik I~ d.er Voll­
endung", d. h. den eisenbahnstatistischen VeröffentlIchungen, der Orgarusa.tlOn und 
der Technik der Reichsbahnstatistik, schließlich den Einzelproblemen der EIsenbahn­
statistik unter denen die Fluktuationen des Verkehrs (Saison - Konjunktur - Trend) 
im Vord~rgrund stehen. Alles Tatsächliche wird in hervorragender Klarheit dargeste~lt, 
die Problematik überall treffend und geistreich herausgeschält. Das Buch wünsche lOh 
sowohl in die Hand möglich vieler Dienststellenleiter der Reichsbahn: denn. es macht 
sie mit den wissenschaftlichen Grundlagen der StatIstik vertraut und zeIgt Ihnen, WIe 




